
L2-004: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 3 bis 5 einfügen:

FLINTA*- Person durch die Hand eines Mannes sterben muss, ist niemand sicher!

Solange cis endo Männer und FLINTA*-Personen nicht denselben Lohn für die gleiche

Arbeit bekommen, leben wir alle in einer ungerechten Gesellschaft. Patriarchale 

Begründung
Auch Männer, die nicht dem gesellschaftlichen Bild entsprechen, erleiden

Diskrimierung am Arbeitsplatz.



L2-036: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 36 bis 43:

Patriarchat und Kapitalismus sind keine getrennten Systeme, sondern zwei Seiten

derselben Medaillebedingen und verstärken sich gegenseitig. Der Kapitalismus braucht

das Patriarchat, um Reproduktionsarbeit unsichtbar und unbezahlt zu halten. #Ohne

Kochen, Putzen, Kinderbetreuung und Pflege – Tätigkeiten, die überwiegend 

FLINTA*-weiblich sozialisierte Personen leisten – würde die kapitalistische Produktion

zusammenbrechen. Die kapitalistische Ordnung sortiert Menschen nach Profitabilität.

Pflege, soziale Arbeit oder Bildung – Bereiche, in denen vor allem FLINTA*Frauen

arbeiten – werden systematisch abgewertet. Gleichzeitig wird ökonomische Abhängigkeit

genutzt, um 

Begründung
Die Begriffe erscheinen mir präziser zum Problem zum passen.



L2-046: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 45 bis 48:

Wir sagen klar: Ein Feminismus, der nur fragt, wie mehr FLINTA*-Personen in

Aufsichtsräte gelangen, bleibt oberflächlich. Wir wollen keinen „Lean-In“-Feminismus für

Eliten, sondern eine feministische Politik, die den Zusammenhang von Kapitalismus und

Patriarchat erkennt und aufbricht.wird keine echte Gerechtigkeit schaffen. Bürgerliche

Frauen- und Queerenbewegungen haben immer wieder als erste Rechte erkämpft, für

Sichtbarkeit gesorgt und Ungleichheiten abgebaut. Dabei darf es aber nicht bleiben. Wir

wollen eine feministische Politik für und von denen, die am meisten unter der Ungleichheit

leiden, die am verletzlichsten sind. Eine Politik die bei Rechten für privilegierte

FLINTA*-Personen bleibt, sorgt nicht für Gerechtigkeit.

Begründung
Ich glaube man sollte der bürgerlichen Frauenbewegung im 20. Jahrhundert nicht

absprechen große Erfolge errungen zu haben, auch die sichtbare Queerenbewegung

erscheint häufig priveligiert. Es darf jedoch nicht dabei bleiben und unsere Bewegung

muss Menschen in Armut oder mit niedrigem sozialen Status mit einbeziehen.



L2-048: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 47 bis 48 einfügen:

Feminismus für Eliten, sondern eine feministische Politik, die den Zusammenhang von

Kapitalismus und Patriarchat erkennt und aufbricht.

Deswegen kämpfen wir für eine Politik, die nicht nach Produktivität, sondern das Wohl

aller anstrebt. Wenn weiblich sozialisierte Personen nicht mehr zwischen Familie und

Beruf zerrieben werden, wenn binäre Geschlechterbilder aufgelöst werden, gewinnt

unsere ganze Gesellschaft enorm.

Begründung
Feministische Wirtschaftspolitik strebt nach Erfüllung, nicht nach Produktivität.



L2-064: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

In Zeile 64 löschen:

Feministische Wirtschaftspolitik: Gerechter, produktiver, solidarischer 

Begründung
Eine Analyse des kapitalisitschen Systems geht diesem Absatz voraus. Das Streben

nach Produktivität, dass dem Kapitalismus inneliegt begünstigt immer wieder die

Ausbeutung, unter der gerade FLINTA* Personen am meisten leiden. Deswegen

muss unser Streben Richtung einer Verwirlichung und Erfüllung von Bedürfnissen

gerichtet sein.



L2-065: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 65 bis 69 löschen:

Feministische Wirtschaftspolitik ist kein Luxus eines bestimmten Zeitgeistes, sondern

notwendig. Wenn Care-Arbeit gerechter verteilt wird, wenn Lohnunterschiede abgebaut

und Arbeitszeiten reduziert werden, steigt die Produktivität. Menschen, die nicht zwischen

Job, Familie und Pflege zerrieben werden, sind gesünder, kreativer und zufriedener.

Begründung
Eine Analyse des kapitalisitschen Systems geht diesem Absatz voraus. Das Streben

nach Produktivität, dass dem Kapitalismus inneliegt begünstigt immer wieder die

Ausbeutung, unter der gerade FLINTA* Personen am meisten leiden. Deswegen

muss unser Streben Richtung einer Verwirlichung und Erfüllung von Bedürfnissen

gerichtet sein.

Einige genannte Punkte wurden in einem früheren Änderungsantrag zwei Absätze

darüber aufgenommen. Die Care-Arbeit wird später und zuvor auch schon behandelt.



L2-072: Patriarchat zerschlagen - Zukunft gewinnen

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 71 bis 73 einfügen:

Der aktuelle Fachkräftemangel in Pflege und Bildung ist eine direkte Folge patriarchaler

Abwertung von Care Arbeit. Diese Berufe sind unterbezahlt, überlastet und werden

überwiegend von FLINTA*-Personen ausgeübt. Wer sie nicht aufwertet, gefährdet 

Nach Zeile 74 einfügen:

Ein finanzielles Ausbluten der Pflege und der Bildung macht diese nicht nur

unbezahlbar, sondern übt gleichzeitig existenziellen Druck auf Angestellte aus. Das

muss jetzt geändert werden, und gleichzeitig müssen wir uns als Gesellschaft

fragen, was uns diese Arbeit wert ist und das System dahinter dann ändern.

Begründung
Höhere Kosten beim Personal führen schnell zu höheren Kosten in der Pflege, was

dann meist bedeutet, dass Care Arbeit im privaten übernommen werden muss. Dann

sind erneut meist weiblich sozialisierte Personen diejenigen, die diese Arbeit

übernehmen. Es braucht also mehr Geld von außen und mehr Lohn für Beschäftigte.

Gleichzeitig ist das Gedundheits- und Pflegesystem jetzt schon massiv überlastet.

Als Gesellschaft müssen wir also entscheiden, was uns Gesundheit wert ist und

diese dann entsprechend finanzieren. Gleichzeitig neigt ein System, in dem alles

immer effizienter werden soll, dazu, dass Pflege auf wenige Menschen ausgelagert

wird und Patien*innen nur einige Sekunden bekommen um mit dem Personal zu

interagieren. Das System an sich zeigt also Widersprüche auf.



S2-002: Satzungsreform zum Mitgliedsalter in NRW

Antragsteller*innen Leon Vormschlag

Antragstext

Von Zeile 2 bis 3:

Mitglied in der GRÜNEN JUGEND NRW kann jede natürliche Person bis zur Vollendung

des 30. Lebensjahreszum Erreichen der in der Bundessatzung vorgesehenen

Altersgrenze werden.

Von Zeile 7 bis 8 löschen:

möglich und muss gegenüber dem Landesvorstand der GRÜNEN JUGEND NRW in

Textform erklärt werden.[Zeilenumbruch]

In Zeile 19 löschen:

Begründung
Die Bundessatzung sieht auch bis auf weiteres eine Altersgrenze von 28 Jahren vor.

Und egal ob sich dies in Zukunft ändert oder nicht, wir können als Landesverband

nicht davon abweichen (genauso wenig wie das unlängst in unserer Satzung

gestrichene Mindestalter Wirkung entfalten konnte). Dass andere Landesverbände

sich darüber hinwegsetzen macht es in keinster Weise besser. Jede Wahl an der 28

oder 29-Jährige teilnehmen ist anfechtbar. Durch den Verweis auf die

Bundessatzung schaffen wir gleichzeitig Rechtssicherheit und Flexibilität.



S2-005: Satzungsreform zum Mitgliedsalter in NRW

Antragsteller*innen Leon Vormschlag

Antragstext

Von Zeile 5 bis 8:

Bis zur Vollendung des 30. Lebensjahreszum Erreichen der in der Bundessatzung

vorgesehenen Altersgrenze ist jedes Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN NRW

automatisch Mitglied in der GRÜNEN JUGEND NRW. Ein Widerruf ist möglich und muss

gegenüber dem Landesvorstand der GRÜNEN JUGEND NRW in Textform erklärt

werden.[Zeilenumbruch]

In Zeile 19 löschen:

Begründung
siehe Änderungsantrag zu Absatz 1



S2-008: Satzungsreform zum Mitgliedsalter in NRW

Antragsteller*innen Leon Vormschlag

Antragstext

Von Zeile 7 bis 8 löschen:

möglich und muss gegenüber dem Landesvorstand der GRÜNEN JUGEND NRW in

Textform erklärt werden.[Zeilenumbruch]

Von Zeile 14 bis 16:

Voraussetzungen Um ein Votum können sich alle bewerben, die das 30. Lebensjahrdie in

der Bundessatzung vorgesehen Altersgrenze noch nicht voll- endeterreicht haben. Sie

sollten Mitglieder der GRÜNEN JUGEND NRW sein. Es können Voten für alle Gremien

der Partei Bündnis 90/ Die Grünen NRW, aber 

In Zeile 19 löschen:

Begründung
Siehe Änderungsantrag zu Absatz 1.



S2-008-2: Satzungsreform zum Mitgliedsalter in NRW

Antragsteller*innen Leon Vormschlag

Antragstext

Von Zeile 7 bis 8 löschen:

möglich und muss gegenüber dem Landesvorstand der GRÜNEN JUGEND NRW in

Textform erklärt werden.[Zeilenumbruch]

Von Zeile 10 bis 12:

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Ausschluss oder mit Vollendung des 30.

LebensjahresErreichen der in der Bundessatzung vorgesehenen Altersgrenze. Der Austritt

ist gegenüber dem Landesvorstand oder dem Bundesvorstand in Textform zu erklären.

In Zeile 19 löschen:

Begründung
Siehe Änderungsantrag zu Absatz 1.



V1-010: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Antragstext

Nach Zeile 10 einfügen:

Dabei ist die Beteiligung junger Menschen nicht nur eine Frage politischer Kultur, sondern

ein verpflichtendes Recht. Die UN-Kinderrechtskonvention, insbesondere Artikel 3, Artikel

4 und Artikel 12, macht deutlich, dass Kinder und Jugendliche in allen sie betreffenden

Angelegenheiten ernsthaft einbezogen werden müssen.

Die Kinderrechte gelten für alle Menschen unter 18 Jahren und bilden den verbindlichen

Rahmen, wann immer es um Minderjährige geht.

Artikel 3 verpflichtet alle Akteure, bei Entscheidungen, die Kinder betreffen, das Wohl des

Kindes vorrangig zu berücksichtigen und Schutzstrukturen zu schaffen, die dieses Wohl

sichern.

Artikel 4 legt fest, dass Akteure aktiv Maßnahmen ergreifen müssen, um die in der

Konvention festgeschriebenen Rechte umfassend umzusetzen.

Artikel 12 garantiert Kindern und Jugendlichen das Recht, ihre Meinung frei zu äußern und

sicherzustellen, dass diese Meinung angemessen berücksichtigt wird.

Eine demokratische Gesellschaft, die diesen Grundsatz ignoriert, verletzt nicht nur die

Rechte junger Menschen, sondern schwächt ihre eigene Legitimität.

Nach Zeile 81 löschen:

Begründung
erfolgt Mündlich.



V1-042: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Antragstext

Von Zeile 42 bis 48:

Unsere Veranstaltungen müssen so gestaltet werden, dass sich junge Menschen sicher

und respektiert fühlen. Dazu gehört auch ein verantwortungsvoller Umgang mit Alkohol.

Wir fordern klare Regelungen für den Umgang mit Alkohol auf allen Verbandsebenen.

Diese sollen festlegen, wann, wo und in welchem Umfang Alkoholkonsum zulässig ist,

insbesondere bei Veranstaltungen mit Minderjährigen.

Der Fokus liegt auf Prävention und Schutz – orientiert an den Bestimmungen des

Jugendschutzgesetzes.

Wir fordern, dass auf Veranstaltungen mit Minderjährigen der Alkoholkonsum nur in klar

geregeltem, beaufsichtigtem Rahmen stattfinden darf.

Harte alkoholische Getränke haben auf allen Veranstaltungen keinen Platz.

Verstöße gegen diese Regelungen müssen konsequent aufgearbeitet werden.

Unsere Veranstaltungen müssen so gestaltet werden, dass sich junge Menschen sicher

und respektiert fühlen. Dazu gehört auch ein verantwortungsvoller Umgang mit Alkohol.

Wir wollen, dass insbesondere auf Veranstaltungen, an denen Menschen unter 18

teilnehmen, der Alkoholkonsum deutlich reduziert wird und klare Schutzkonzepte

gelten. Unser Ziel ist es, sichere Räume zu schaffen, in denen Minderjährige nicht unter

Druck geraten, Alkohol zu konsumieren, und ihre 

Nach Zeile 81 löschen:

Begründung
erfolgt Mündlich.



V1-047: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Antragstext

Von Zeile 46 bis 49:

Menschen unter 18 teilnehmen, der Alkoholkonsum deutlich reduziert wird und klare

Schutzkonzepte gelten. Unser Ziel ist es, sichere Räume zu schaffen, in denen

Minderjährige nicht unter Druck geraten, Alkohol zu konsumieren, und ihre Grenzen

selbstverständlich respektiert werden.

Der LaVo wird beauftragt ein umfassendes Schutzkonzept gemeinsam mit externen

Fachstellen und Expert*innen zu erarbeiten.

Dieses Konzept soll verbindliche Standards enthalten, um:

Übergriffe, Diskriminierung und Machtmissbrauch zu verhindern,

Betroffene zu schützen und

Aufarbeitung zu gewährleisten.

Gerade in Räumen mit großen Altersunterschieden oder unklaren Machtverhältnissen

fordern wir strukturelle Prävention.

Wir erkennen an, dass solche Räume für Minderjährige mit besonderen

Herausforderungen verbunden sind.

Es braucht daher verpflichtende Schulungen für Mitglieder und Verantwortliche in

Kreisverbänden, um den Umgang mit U16- und U18-Personen zu sensibilisieren und zu

professionalisieren.

Unser Ziel ist es, sichere Räume zu schaffen, in denen Minderjährige nicht unter Druck

geraten, Alkohol zu konsumieren, und ihre Grenzen selbstverständlich respektiert werden.

Nach Zeile 81 löschen:
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Begründung
erfolgt Mündlich.



V1-070: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Antragstext

Nach Zeile 70 einfügen:

Wir fordern, dass landesweit Leitlinien für sichere Orte und Veranstaltungen entwickelt

werden, die klare Standards für Zeitrahmen, Orte, Themen und Altersmischungen

festlegen.

Diese Leitlinien sollen Orientierung bieten für Kreisverbände, Landesverband und

Veranstaltende, wie sie Angebote so gestalten, dass Minderjährige sich sicher fühlen und

gleichberechtigt teilnehmen können.

Dazu gehören u. a. Empfehlungen zu Veranstaltungszeiten, Betreuungskonzepten,

Sprache, Umgangsformen und Machtstrukturen.

Wir fordern, dass zusätzlich Workshops und Fortbildungen zu diesen Themen angeboten

werden – sowohl für Aktive unter 18 als auch für Verantwortliche, die Veranstaltungen

leiten oder organisieren.

Nach Zeile 81 löschen:

Begründung
erfolgt Mündlich.



V1-081: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Antragstext

Nach Zeile 81:

Wir nehmen eure Rechte ernst – nicht als Geste, sondern als politische Verpflichtung.

Unsere U18-Strategie orientiert sich an den Grundsätzen der UN-Kinderrechtskonvention

und übersetzt sie in konkrete Strukturen, Schutzmechanismen und Beteiligungsrechte

innerhalb unseres Verbandes.

Begründung
erfolgt Mündlich.



V1-081-2: U18-Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen GRÜNE JUGEND Dortmund (dort

beschlossen am: 22.10.2025)

Titel

Ändern in:

Schutz ist politisch – Für sichere Räume, klare Strukturen und echte

Beteiligung von jungen Menschen

Antragstext

Nach Zeile 81 löschen:

Begründung
erfolgt Mündlich.



V2-382: Sichtbarkeit für TINA*-Perspektiven – bestehende Diskriminierungen

erkennen und abbauen 

Antragsteller*innen Jonas Ulbrich, Belana Behrendt, Mel Dunin-

Majewski, Mats Wegmann, Louisa Albrecht-

Oehl, Nilo Reinke, Lee Cornelissen

Antragstext

Von Zeile 382 bis 387:

Bei allen Veranstaltungen der Grünen Jugend NRW soll es:

geschlechts•neutrale und barriere•freie Toiletten geben.

Diese Toiletten können von allen genutzt werden.

Bei allen Veranstaltungen der Grünen Jugend NRW muss es:

In Kreis•Geschäfts•Stellen geschlechts•neutrale und barriere•freie Toiletten geben.

Diese Toiletten können von allen genutzt werden.

Bei der Wahl der Jugend•Herbergen soll auf folgendes geachtet werden:

Es soll geschlechts•neutrale und barriere•freie Toiletten geben.

Es kann sein das, dass wir Toiletten•Schilder nicht ändern dürfen.

Dann muss der Landes•Vorstand etwas tun.

Er muss klar sagen:

Wir dürfen die Beschilderung der Toiletten nicht ändern.

Die Jugend•Herberge erlaubt das nicht.

Es kann sein, dass nicht alle Zimmer ein eigenes Bad haben.

TINA* Personen müssen die Möglichkeit haben,

in ein Zimmer mit Bad zu kommen.

Dabei soll beachtet werden,

mit wem die Person in ein Zimmer möchte.

Alle in der Grünen Jugend NRW,

Dann soll ein anderes Haus gewählt werden.

Alle in der Grünen Jugend NRW,

Von Zeile 662 bis 666:
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Den Abbau binärer Strukturen in der Grünen Jugend NRW. Geschlechtsneutrale

und barrierefreie Toiletten sollen auf allen Veranstaltungen der Grünen Jugend

NRW sichergestellt werden. Räumlichkeiten, in denen das nicht möglich ist, sollen

zukünftig nicht mehr genutzt werden. Bei Veranstaltungen der Grünen Jugend

NRW in Kreisgeschäftsstellen, muss die Beschilderung von Toiletten geändert

werden.

Bei der Wahl der Jugendherbergen soll verstärkt darauf geachtet werden, dass es

geschlechtsneutrale Toiletten gibt und diese auch barrierefrei. Wenn die

Jugendherbergen nicht erlauben, die Beschilderung der Toiletten zu ändern, dann

muss der Landesvorstand Maßnahmen ergreifen.

Es muss transparent kommuniziert werden, dass die Beschilderung nicht geändert

werden darf.

Wenn es nicht in allen Zimmern ein eigenes Bad gibt, müssen TINA* Personen die

Möglichkeit haben in einem Zimmer mit Bad untergebracht zu werden, dabei sollen

die Zimmerwünsche nicht ignoriert werden.

Ebenso ist es die Aufgabe des gesamten Verbandes, sich mit Bedürfnissen von

TINA*-Personen



V2-620: Sichtbarkeit für TINA*-Perspektiven – bestehende Diskriminierungen

erkennen und abbauen 

Antragsteller*innen Nilo Reinke

Antragstext

Von Zeile 620 bis 628:

Auch im Gesundheitssystem machen viele TINA*-Personen gewaltsame Erfahrungen. Das

System ist ausbaufähig. Sie kämpfen im Gesundheitssystem um Anerkennung und mit der

Krankenkasse um die Kostenübernahme. Ein Problem ist z.B., dass genderaffirmative

Maßnahmen für nichtbinäre Personen von Krankenkassen selten übernommen werden.

Dies ist ein riesiges Problem, da sich nicht jede*r die Kosten einer Mastektomie

(Brustabnahme) oder Phalloplastik (Penisaufbau) leisten kann. Dies kann sich massiv auf

die mentale Gesundheit auswirken. Damit wären alle bisherigen Nutzer*innen des

Selbstbestimmungsgesetztes dauerhaft identifizierbar inklusive früheren

Geschlechtseintrag und Deadname.

Mit dem Selbstbestimmungsgesetz (SBGG) ist ein wichtiger Schritt getan worden, um

TINA* Personen zu mehr geschlechtlicher Selbstbestimmung zu verhelfen. Doch dieses

Gesetz steht immer wieder unter Beschuss. Die AfD hat im Bundestag einen Antrag

gestellt, in dem dieses abgeschafft werden soll. Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung

steht, dass das Selbstbestimmungsgesetz ergebnisoffen geprüft werden soll. Wohin das

führt, zeigen Dobrindts Pläne für ein „Sonderregister“ von TINA*-Personen. Damit wären

alle bisherigen Nutzer*innen des Selbstbestimmungsgesetztes dauerhaft identifizierbar

inklusive früheren Geschlechtseintrag und Deadname.

Begründung
Mir ist beim hochladen des Antrages ein Fehler unterlaufen. Dieser wird mit diesem

Änderungsantrag korrigiert.



V3-040: Mental Health ist Bildungsgerechtigkeit! Psychische Gesundheit in

Schulen endlich ernst nehmen.

Antragsteller*innen Johanna Köster (FaFo Bildung, Forschung,

Sport und Deli zur BAG Bildung)

Antragstext

Von Zeile 39 bis 40 einfügen:

mit körperlicher Gesundheit und Bildungsgerechtigkeit, verankert werden. Das

schafft Verbindlichkeit und Planungssicherheit.

7. Behebung von Leistungsdruck

Der Leistungsdruck ist eine riesige Belastung für Schüler*innen und führt unter

anderem zu depressiven Verstimmungen, Motivationsverlust, einen geringen

Selbstwertgefühl und Rückzug aus sozialen Kontakten. Ein zentraler Faktor beim

Problem des Leistungsdrucks sind die Noten, da sich manche Schüler*innen selbst

unterdruck setzen, von Zuhause aus Druck auf sie ausgeübt wird und natürlich weil

die Noten die sie bekommen den Rest Ihrer Leben bestimmen, in dem sie darüber

entscheiden welchen Beruf sie erwerben können. Noten schaden den

Schüler*innen, deshalb gehören sie abgeschaft.

Begründung
bei einen Antrag der Mental Health im Schulkontext beahandelt sollte das Thema

Leistungsdruck nicht ausgelassen werden, da er ein großer Teil des Problems ist.



V4-005: Der ländliche Raum braucht uns! Ein Konzept zum Festigen von GJ

Strukturen in ganz NRW

Antragsteller*innen Landesvorstand Grüne Jugend NRW (dort

beschlossen am: 04.11.2025)

Titel

Ändern in:

Der ländliche Raum braucht uns!

Antragstext

Von Zeile 4 bis 12:

Kreisverbände kämpfen jedes Jahr aufs Neue ums Bestehen oder müssen die Arbeit teils

niederlegen. Neugründungen gibt es zum Glück vereinzelt, wie in Siegen-Wittgenstein

oder im Kreis Soest, aber ein strukturiertes Konzept vom Landesverband könnte den

Prozess vereinfachen!

Während städtische Kreisverbändemeist über hohe Mitgliederzahlen, viele aktive

Menschen und dadurchKapazitäten (z. B. in Form von Social-Media-Teams

oderAwareness-Teams)verfügenIm letzten Jahr gab es erfreulicherweise viele

Neugründungen (Steinfurt, Borken, Soest, Siegen-Wittgenstein, Märkischer Kreis). Aber

die Grüne Jugend kann mehr und sollte die Bedürfnisse ländlicher KVen stärker

berücksichtigen.Während man sich in der Stadt über einen 10-Minuten-Takt streitet,

fragen sich junge Menschen auf dem Land, ob überhaupt ein Bus fährt. Wer hier von A

nach B will, ist auf das Auto angewiesen, und unter 18 damit auf seine Eltern. Auf dem

Land geht es ruhiger zu als in der Stadt - das stimmt zwar, wird aber zu häufig als

Argument dagegen genutzt, wenn junge Menschen ihre Interessen vortragen. Und genau

da, wo Politik nur für alte Menschen gemacht wird und die jungen zu häufig unter den

Tisch fallen, müssen wir als Grüne Jugend an ihrer Seite stehen!

Wir fordern daher:

- Keine Funklöcher mehr! Flächendeckendes Internet überall in NRW!

- Räume, wo junge Menschen sie selbst sein dürfen, ohne ab 22 Uhr von der Polizei
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weggeschickt zu werden

- Lärmschutzbegrenzungen an Orten, wo sich Jugendliche gern aufhalten (Schulhöfe,

Sportplätze, …), auf das Nötigste reduzieren

- Mehr kulturelle Angebote für junge Menschen im ländlichen Raum

- Kommunale Beteiligungsformate mit jungen Menschen aus dem ländlichen Raum, damit

sie über ihre Zukunft im Dorf mitentscheiden können

- 30 Minuten-Takt im ländlichen Raum - jede Kommune muss von morgens bis abends mit

öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein!

- Fahrradinfrastruktur verbessern: Fahrradstraßen ausweiten, sichere und baulich

getrennte Radwege an allen Landstraßen, Fahrradständer an öffentlichen Orten

- Angebote für queere Jugendliche in jeder Kommune!

- Junglandwirt:innen unterstützen: faire Preise für Landwirt:innen, gegen

landwirtschaftliche Großkonzerne und für kleine landwirtschaftliche Betriebe

Während städtische Kreisverbände meist über hohe Mitgliederzahlen, viele aktive

Menschen und dadurch Kapazitäten (z. B. in Form von Social-Media-Teams oder

Awareness-Teams) verfügen, stehen viele Verbände im ländlichen Raum vor

Herausforderungen: Fehlende Räume, wenig Sichtbarkeit, geringe Ressourcen und zu 

Von Zeile 15 bis 19:

Darum fordern wir, das der Landesvorstand zeitnah einumfangreiches landesweites

Konzepteine Strategie zur Stärkung des ländlichen Raums entwickelt, dasdie bestehende

Strukturen stärkt, den Aufbau neuerVerbändeneuer Kreisverbände im ländlichen Raum

begünstigt und dauerhafte Unterstützung sicherstellt.

Für die UmsetzungStrategie schlagen wir folgende Kernaspekte vor:

Von Zeile 25 bis 26:

Der Landesvorstand soll ländliche Verbändedie Themen ländlicher Regionen in

seiner Öffentlichkeitsarbeit sichtbarer machen. Des Weiteren können Sharepic-

Vorlagen und Entwürfe für 
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Von Zeile 28 bis 36:

Fortführung und Ausbau von Aktionspaketen. 

Die bisherigen Aktionspakete sind ein wichtiger Schritt – jetzt braucht es

langfristigen Support und eine feste Ansprechperson, die Verbände aktiv begleiten

und unterstützen kann.

Schaffen von (digitaler) Infrastruktur.
Zum Austausch von „best practice“ oder zum einfachen Vernetzen sollen

innerhalb des Landesverbandes verbindliche Strukturen geschaffen werden: Eine

Signal-Gruppe, einen Ordner in der Wolke und regelmäßige Treffen sind hier

erforderlich.

Den ländlichen Raum in unseren Strukturen verankern

Die Themen des ländlichen Raums werden in allen Teams berücksichtigt und falls

nötig werden gesonderte Angebote innerhalb der bestehenden Strukturen

geschaffen. Darüber hinaus schafft der Landesvorstand in Rücksprache mit den

Antragsteller:innen wieder eine Vernetzung und Raum zum Wissensaustausch für

strukturschwache Kreisverbände. Möglichkeiten hierfür wären eine Signal-Gruppe,

regelmäßige Treffen und Austauschordner in der Wolke. Außerdem können alle

Kreisverbände das Angebot des Landesvorstands nutzen, Vorstandsklausuren mit

den neuen Vorständen durchzuführen.

Von Zeile 38 bis 45:

Finanzielle, personelle und organisatorische Kapazitäten müssen zwischen Stadt

und Land aufgeteilt werden (wie bereits zwischen den Kreisverbänden Bonn,

Rhein-Sieg und Rhein-Erft), damit engagierte Menschen überall die gleichen

Chancen haben! Personelle Kapazitäten können in Form von Zusammenarbeit

zwischen ländlichen und städtischen Kreisverbänden (z. B. Unterstützungen beim

Organisieren von Kreismitgliederversammlungen) aufgeteilt werden. So kann eine

konkrete Entlastung für den ländlichen Raum aussehen., damit wir überall aktive

und schlagkräftige Kreisverbände haben, die Menschen ein politisches Zuhause

geben können und uns den Linksrutsch überall in NRW erleichtern. Ein Beispiel

hierfür ist die Zusammenarbeit zwischen den Kreisverbänden Bonn, Rhein-Sieg

und Rhein-Erft. Die Bezirkskoordinationen sind dazu angehalten, gemeinsam mit

den Kreisverbänden in ihrem Bezirk eine Zusammenarbeit in organisatorischer und
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finanzieller Hinsicht auszuhandeln und zu gewährleisten. Beispiele hierfür sind

personelle und finanzielle Hilfe bei der Organisation von Veranstaltungen, oder

gemeinsame Veranstaltungen - insbesondere bei Bildungsangeboten.



V5-030: Saniunfair - Für ein Recht auf kostenlose Infrastruktur!

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 30 bis 31 einfügen:

5. Kostenlose Menstruations- und Hygieneprodukte in öffentlichen

Gebäuden,(Berufs-)

Schulen, Universitäten, Bahnhöfen und kommunalen Einrichtungen. Der Zugang

Nach Zeile 39 einfügen:

8. Die Verstetigung und der Ausbau von Mitteln für Sozialarbeit, damit Menschen

die Orten der Begegnung zu Verfügung stellen, nicht allein gelassen werden,

professionell vermittelt werden kann und diese Orte eine Bereichrung für alle sein

könne.

Nach Zeile 44 einfügen:

11. Eine Förderung von Begegnungsorten auf dem Land, da gerade dort häufig

schwer ist Cafés, Kneipen, Vereinsheime oder Kegelbahnen zu finanzieren, die

auch für Menschen mit niedrigem Einkommen zugänglich sind.

Begründung
Ergänzungen, die Gesprächen mit Organisationen und Menschen entspringen, die

sich diesem Thema widmen.



V10-098: FLINTA*- Strategie der GRÜNEN JUGEND NRW

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 98 bis 101:

Geschlecht & Queerness: Schutz und Selbstbestimmung für trans*,

interMenschen aller Geschlechts- und nicht-binäre Personensexuellen

Identitäten.

Geschlecht & Klima: Feministische Perspektiven auf Care,

Umweltgerechtigkeit und sozial-ökologische Transformation.

Geschlecht & der Klimawandel: Unterstützung derjenigen, die besonders

vom Klimawandel und der sozial-ökologischen Transformation betroffen

sind.

Begründung
Intersektionalität beschäftigt sich mit der Indivualität von Diskriminierungserfahrungen

aufgrund mehrer Marginalisierungen gleichzeitig. So wird erlebt eine weiblich

gelesene Transfrau eine andere Diskriminierung als ein Transmann oder eine cis

Frau. Queerness schließt außerdem sexuelle Identitäten mit ein. Bspw. lesbische,

oder polyamoröse Frauen im Gegensatz zu heteronormativen Frauen.

Beim Klima ist die Intersektionalität nicht ursprünglich angewendet und es bedarf für

mich dabei einer klaren Erklärung, in wieweit hier der Begriff Intersektionalität

angebracht ist.



V11-028: Klimaneutralität 2040 - unserer Zukunft schützen!

Antragsteller*innen Mara Kleine

Titel

Ändern in:

NRW konsequent klimagerecht: Klimaneutralität 2040 & keine Gasbohrungen

vor Borkum!

Antragstext

Von Zeile 27 bis 28 einfügen:

haben. Wir erwarten von allen Teilen der Landesregierung, dass sie sich dafür und gegen

das fossile Rollback einsetzt.

Gegen das fossile Rollback kann sich die NRW Landesregierung auch gerade im

Bundesrat einsetzen: Ob vor Borkum nach Gas gebohrt wird oder nicht, entscheidet der

Bundesrat und damit auch die NRW Landesregierung.

Zum Hintergrund: Das Gasfeld vor Borkum befindet sich je zur Hälfte unter der

niederländischen und der deutschen Nordsee. Deshalb braucht es ein

Unitarisierungsabkommen zwischen Deutschland und der Niederlande und dieses

Abkommen ist ein Vertragsgesetz und braucht deshalb die Zustimmungen vom Bundestag

und vom Bundesrat. Die Landesregierungen mit grüner oder linker Beteiligung haben die

absolute Mehrheit im Bundesrat und damit die Möglichkeit, zusammen die Gasbohrungen

vor Borkum zu verhindern. Dieses Projekt hätte massive negative Auswirkungen auf das

Klima, das maritime Ökosystem und Borkum.

Wir, als Grüne Jugend NRW, fordern die Bundesratsmitglieder von Bündnis 90 die Grünen

auf sich, bei der Abstimmung im Bundesrat über das Unitarisierungsabkommen, zu

enthalten und somit die Gasbohrungen vor Borkum zu verhindern.

Die Grünen NRW müssen ihre Verantwortung für wirksamen Klimaschutz überall ernst

nehmen - ob im Bundesrat, in der Landesregierung oder den Kommunen…



V12-006: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Jonas Ulbrich (KV Aachen)

Antragstext

Von Zeile 5 bis 7:

Dieser ist von 2020 bis 2025 um 33,3 Prozentpunkte gestiegen. (Q1) Im Vergleich dazu

sind die ReallöhneNominallöhne nur um 16,4 Prozentpunkte gestiegen. (Q2)

Begründung
Hier habe ich mich verschrieben. Ich meine hier Nominallöhne und nicht Reallöhne.

Darauf beziehe ich mich in der zitierten Quelle.



V12-006-2: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 5 bis 13:

Dieser ist von 2020 bis 2025 um 33,3 Prozentpunkte gestiegen. (Q1) Im Vergleich dazu

sind die Reallöhne nur um 16,4 Prozentpunkte gestiegen. (Q2)

Untere und mittlere(Q2)Menschen mit geringem oder mittlerem Einkommen geben den

Großteil ihres Einkommensdes Geldes, das ihnen zur Verfügung steht, in dem Monat aus,

in dem sie es erhalten haben. Sie können häufig nichts für schwierigere Zeiten

zurücklegen. Besonders niedrige Einkommensgruppen geben einen Großteil ihres

Einkommens für Wohnen und Essen aus. So gaben bspw. 16% der Mieter*innen 2022

mehr als 40% ihres Nettoeinkommens für ihre Wohnung aus (Q4), Studierende im Schnitt 

sogar 53 % ihres Einkommens für das Wohnen aus. (Q3)

Von Zeile 58 bis 59 einfügen:

Q3: Statistisches Bundesamt „Studierendenhaushalte geben im Schnitt 53 % des

Einkommens für Wohnkosten aus.“[Leerzeichen]

Q4: https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/sozialbericht-2024/553255/mieten-

und-wohnkosten/ abgerufen am 04.11.2025 um 16:40 Uhr

Begründung
Wir dürfen nicht nur auf Studierende blicken. Und einige sprachliche Veränderungen

die zum Verstädnis und zu einer wärmeren Ausdrucksweise gedacht sind.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N045_63.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N045_63.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N045_63.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N045_63.html
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/sozialbericht-2024/553255/mieten-und-wohnkosten/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/sozialbericht-2024/553255/mieten-und-wohnkosten/


V12-021: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 20 bis 26:

sichern. Sie bringt aber vorübergehend neue Unsicherheiten mit sich. Sei es in der 

AutomobilindustrieAutomobil-, oder Stahlindustrie oder in der Kohleverstromung: Viele

Arbeitsplätze werden vorgeben Menschen einen Sinn und teils auch Identität. Sie werden

jedoch nach dieser Transformation anders aussehen oder sogar ganz verschwunden sein.

Und neben Ein Bewahren dieser Berufe können wir als Gesellschaft nicht immer

gewähtleisten, denn diese Menschen werden in vielen anderen Bereichen dringend

gebraucht. Sie dürfen bei diesen Änderungen aber niemals allein gelassen werden.Neben

der wirtschaftlichen Transformation gibt es noch viele andere Bereiche, in denen wir als

Gesellschaft uns auf neue Gegebenheiten einstellen 

Begründung
Wir in NRW haben viele Menschen, die seit Jahrzehnten in der Stahlindustrie

arbeiten und gerade von teurem Strom und CO2 Bepreisung bedroht sind. Aufgrund

der internationalen Überproduktion an Stahl sind diese Arbeitsplätze akut gefährdet.

Wenn wir uns als Gesellschaft dazu entscheiden, dass wir CO2 Emmissionen

vollständig vermeiden möchten, führt dies vermutlich dazu, dass auch viele

Menschen erstmal Arbeitsplätze verlieren und sich, so sie möchten, andere Arbeit

suchen müssen. Wir dürfen sie damit aber unter keinen Umständen alleine lassen.



V12-039: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 38 bis 46:

vollkommene Aufgabe der Klimaziele und die Rücknahme aller bisher gefassten

Maßnahmen bietet. Diese Verzweiflung ist es auch, die Menschen anfälliger für die

faschistischen Narrative macht.

Wir als GRÜNE JUGEND NRW sind davon überzeugt, dass Transformation und

Krisenbewältigung eine resiliente Gesellschaft benötigen. Wir sind davon überzeugt, dass

wir dafür als Gesellschaft solidarisch Einzelschicksale abfedern und stützen müssen.

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit können nicht getrennt gedacht werden.Diese

Verzweiflung ist es auch, weswegen diese Menschen immer häufiger eine Politik wählen,

die zwar vorgibt Probleme zu lösen, aber nur Menschen gegeneinander ausspielt.

Und Gleichzeitig merken immer mehr Menschen, dass wir noch eine andere große

Transformation vor uns haben. Unsere Wirtschaft hat bisher so viel Wachstum erzeugt,

dass heute die allermeisten Menschen in Deutschland mehr Wohlstand genießen können,

als je zuvor. Das scheint nicht mehr zu funktionieren, viele Menschen glauben nicht, dass

sie ihren Lebensstandard in Zukunft noch halten können. Um mit wirklicher Zuversicht in

die Zukunft zu schauen, müssen wir auch unser wirtschaftliches System transformieren.

Weg von einem System, dass Produktivität und Wachstum auf Kosten von Natur und

Mensch belohnt. Wir wollen zusammen ein System gestalten, in dem das Wohl und das

Gute Leben für Alle oberstes Ziel ist.

Wir als GRÜNE JUGEND NRW sind davon überzeugt, dass Transformationen und

Krisenbewältigung eine resiliente Gesellschaft benötigen. Wir sind davon überzeugt, dass

wir dafür als Gesellschaft solidarisch Einzelschicksale abfedern und stützen müssen.

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit können nicht getrennt gedacht werden.

Begründung
Die AfD lockt mit Disruption und spricht mit ihrer Politik immer mehr Menschen an, da
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diese Menschen merken, dass wir etwas fundamental ändern müssen, dass

scheinbar niemand ihnen bietet. Dem müssen wir mit einer alternativen Erzählung

begegnen, die wirkliche Änderungen im Menschen der Leben verspricht. Es muss

über Sozialpolitik hinausgehen und soziale Absicherung kann nur eine

Übergangslösung sein.



V12-053: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Lea Josefine Weber (KV Aachen)

Antragstext

Von Zeile 53 bis 54:

3. den Einstieg des Staates in den Wohnungsmarkt und den Lebensmittelhandel, um

von Angebotsseite aus die Preise zu senken.

3. die Schaffung einer Preisbeobachtungsstelle für die Lebensmittelindustrie. Diese

Preisbeobachtungsstelle soll für Preistransparenz entlang der Produktionskette

sorgen und Unternehmen dazu zwingen, Preissekungen an die Verbraucher

weiterzugeben.

Begründung
Diese Forderung orientiert sich an einer staatlichen Stelle, die es bspw. in Frankreich

gibt. Durch die Einrichtung einer solchen Stelle soll sichergestellt werden, dass trotz

der oligopolen Branchenstruktur im Lebensmitteleinzelhandel neue

Preisbedingungen, z. B. Preissenkungen nach dem Ende einer Krise, auch an die

Verbraucher:innen weitergegeben werden.



V12-053-2: Das scheiß Leben ist zu teuer – Veränderung braucht Sicherheit

Antragsteller*innen Luca Poensgen

Antragstext

Von Zeile 53 bis 54:

3. den Einstieg des Staates in den Wohnungsmarkt und den Lebensmittelhandel, um

von Angebotsseite aus die Preise zu senken.

3. Eine Gestaltung, besonders des Wohnungs- und Lebensmittelmarktes außerhalb

marktwirtschaftlicher Logik durch die Förderung von Genossenschaftlichem

Wohnen und ähnlichen Konzepten.

Begründung
Ein Ausbau der Wohnungen in kommunaler Hand wäre wünschenswert gegenüber

einem staatlichen Eingriff, jedoch bevorzuge ich genossenschaftliches Wohnen oder

eine Wohnungsgesellschaft öffentlichen Rechts, die abseits von Politischem Mandat

(und einer Übernahme durch die AfD) für die gemeinschaftlichen Interessen sorgen

und Menschen zusammenbringen kann.



V13-032: NRWs Hochschulen sind unkürzbar!

Antragsteller*innen Jonas Ulbrich (KV Aachen)

Antragstext

Von Zeile 32 bis 37:

Während einerseits 300 Millionen Euro für ein fragwürdiges Abschiebegefängnis investiert

werden sollen, wird andererseits eine faktische Kürzung der Hochschulfinanzierung im

Vergleich zu den Planwerten, durchgesetzt. Die Landesregierung zeigt dadurch deutlich,

wo ihre Prioritäten liegen und dass ausreichend Investitionsmittel vorhanden sind.Die

Haushalte der Länder werden immer stärker von Pflichtaufgaben gebunden. Dennoch ist

es einerseits möglich, 300 Millionen Euro für ein fragwürdiges Abschiebegefängnis zu

investieren, und anderseits faktische Kürzungen für dieFinanzierung der Hochschulen im

Vergleich zu den Planwerten, durchgesetzt. Die Landesregierung zeigt dadurch deutlich,

wo ihre Prioritäten liegen. Wir sagen: Es wird am falschen Ende gespart! Als Grüne

Jugend NRW stellen wir uns gegen ständige Forderungen 

Nach Zeile 44 einfügen:

eine solide Finanzierung der Länder.

Begründung
Die Länderhaushalte sind durch viele Pflichtaufgaben gebunden. Damit Hochschulen

auskömmlich finanziert werden können, braucht es auch eine auskömmliche

Finanzierung der Länder. Bspw. eine funktionierende Erbschaftssteuer,

Vermögenssteuer oder einen nicht weiter sinkenden Anteil der Länder an der

Einkommenssteuer könnten hierzu einen Beitrag leisten.



V14-038: Wissen & Synergien nutzen - unsere politische Schlagkraft

erhöhen! 

Antragsteller*innen Landesvorstand GRÜNE JUGEND NRW

(dort beschlossen am: 04.11.2025)

Antragstext

Von Zeile 37 bis 43:

sodass z. B. Screenreader-Nutzung und alternative Textbeschreibungen ermöglicht

werden.

4. Gemeinsam mit interessierten Kreisverbänden ist es die Verantwortung des

Landesvorstands, die konkrete Umsetzung zu ermöglichen und bei der nächsten LMV

über den Stand der Entwicklungen zu berichten.

5.

5. Es sollen von der Basis getragene und von den Bezirkskoordinierenden oder dem

Bildungsteam unterstützte Workshops und Austauschrunden angeboten werden, um den 

Nach Zeile 46 einfügen:

4.Der Landesvorstand unterstützt die Umsetzung dieses Wissentransfers und trägt aktiv

dazu bei, ihn in der Basis sichtbar zu machen.



V14-041: Wissen & Synergien nutzen - unsere politische Schlagkraft

erhöhen! 

Antragsteller*innen Landesvorstand GRÜNE JUGEND NRW

(dort beschlossen am: 04.11.2025)

Antragstext

Von Zeile 40 bis 46:

Landesvorstands, die konkrete Umsetzung zu ermöglichen und bei der nächsten LMV

über den Stand der Entwicklungen zu berichten.

5. Es sollen von der Basis getragene und von den Bezirkskoordinierenden oder dem

Bildungsteam unterstützte Workshops und Austauschrunden angeboten werden, um den

Austausch über Anträge und Materialien zu fördern. Besonders bei Themen, die

landesweit in ähnlicher Form bearbeitet werden, liegt es in der Verantwortung des

Landesvorstands, diesen Austausch aktiv zu fördern.

5.

Die konzeptionelle Verantwortung liegt beim Landesvorstand. Die Organisation und

Durchführung von Austauschformaten übernehmen die Bezirkskoordinierenden. Das

Bildungsteam und der Landesvorstand werden inhaltliche Workshops zu Antragsanliegen

anbieten.
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